PO T?D—A M Stadtverordnetenversammiung
der

Landeshauptstadt
Potsdam

Protokollauszug
aus der
3. offentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammiung der Landes-
hauptstadt Potsdam
vom 21.01.2004

offentlich
Top 6.18 Antrag zur Fortsetzung der Stasi-Uberpriifung der Potsdamer Stadtverordne-
ten
-neue Fassung-
03/SVV/0862
ungeandert beschlossen
Sitzungsleitung:

Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung Frau Miiller

Die 0. g. DS wurde in einer neuen Fassung ausgereicht und wird von der Stadtverordneten Dr.
Lotz, Fraktion Bundnis 90/Die Grinen namens der Antragstellerinnen eingebracht.

Anderungs-/Erginzungsantrag:
Die Stadtverordnete Poeschke, Fraktion Die Andere, beantragt:

Der Beschlusstext ist wie folgt zu andern:
Der Betreff wird erweitert um die Formulierung:
.. ,und Erweiterung des Aufgabenbereichs des Sonderausschusses.

Der Punkt 3 lautet wie folgt:

Zur Auswertung der eingehenden Bescheide und zur Wahrnehmung der neu definierten Aufga-
benbereiche wird ein Sonderausschuss gebildet, dem je ein Mitglied aus den in der Stadtver-
ordnetenversammlung vertretenen Fraktionen angehért und der nach § 50 Abs. 2 — 4 G besetzt
wird.

Des Weiteren wird der Beschlusstext um einen Punkt 10. erweitert:

Ziel und Aufgabe des Sonderausschusses ist es dartber hinaus, die Stadtverordneten auf ver-
gangene und aktuelle Tatigkeiten fur in- und auslandische Geheimdienste zu Uberprufen. Dafur
pruft der Sonderausschuss die rechtlichen und alle anderen Méglichkeiten, um eine effektive
Uberprifung der Stadtverordneten zu gewahrleisten. Uber die Ergebnisse erstattet der Son-
derausschuss der Stadtverordnetenversammlung im Mai 2004 Bericht. Mit Stadtverordneten,
die eine geheimdienstliche Tatigkeit ausliben oder ausubten, soll dann analog zum bisherigen
Ablauf bei hauptamtlichen oder inoffiziellen Tatigkeiten flr die StaSi verfahren werden.

Nach 4 Diskussionsrednern
Antrag zur Geschiftsordnung:
Der Stadtverordnete Dr. Seidel, Fraktion SPD, beantragt:

Schluss der Debatte und Abstimmung.

Nachdem sich alle Fraktionen zum Beratungsgegenstand geauliert haben,
Abstimmung:



Der Geschéaftsordnungsantrag wird

mit Stimmenmehrheit angenommen.

Abstimmung: )
Die von der Stadtverordneten Poeschke, Fraktion Die Andere, beantragte Anderung des Punk-
tes 3 wird

mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Abstimmung:
Die von der Stadtverordneten Poeschke, Fraktion Die Andere, beantragte Ergdnzung um einen

Punkt 10. wird

mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Gemal dem Antrag der Fraktion Die Andere ist die Behandlung dieser Vorlage wértlich in die
Niederschrift aufzunehmen. Die wortliche Wiedergabe ist der Niederschrift als Anlage beigeflgt.

| Die Stadtverordnetenversammlung beschlieft;]

1. Die Uberpriifung der Stadtverordneten erfolgt auf der Grundlage des StUG § 20. Danach
ist die Kenntnisnahme einer diesbezliglichen Antragstellung durch den jeweiligen Stadt-
verordneten erforderlich, jedoch nicht sein Einverstandnis.

2. Der Uberpriifungsmodus wird in Analogie zur DS 98/0831/1 festgelegt. Durch die Vorsit-
zende der StVV ist firr diejenigen Stadtverordneten ein Uberpriifungsantrag bei der Bun-
desbehorde zu stellen, fiir die im Rahmen der Potsdamer StVV eine derartige Antrag-
stellung noch nicht erfolgte.

3. Zur Auswertung der eingehenden Bescheide wird ein Sonderausschuss gebildet, der 7
Mitglieder hat und nach § 50 Abs. 2-4 GO besetzt wird.
Ihre Nominierung obliegt allein den Fraktionen und ist an den Nachweis gebunden, It.
Vorzulegendem Gauck-Bescheid keinen Anhaltspunkt fir eine hauptamtliche oder inoffi-
zielle Zusammenarbeit mit dem MFS / AFNS aufzuweisen.

4. Bei auftretenden Problemfallen und bei schon einmal ausgesprochenen Empfehlungen
fuhrt der Sonderausschuss unter Leitung der nicht stimmberechtigten Vorsitzenden der
StVV eine Einzelfallprifung mit dem Ziel einer Empfehlung zur Mandatsbeibehaltung
oder Niederlegung durch. Diese Empfehlung wird mdglichst einvernehmlich getroffen.
Eine Empfehlung zur Mandatsbeibehaltung belasteter Abgeordneter ist dabei nur mit
einfacher Mehrheit der stimmberechtigten Ausschussmitglieder méglich.

5. Notwendige Einzelfallpriifungen geht eine diesbezligliche Information durch die Vorsit-
zende der StVV voraus, woraus, nach Beantragung bei der Birthler-Behdrde, der
Wunsch des/der Betreffenden diesem eine vollstandige Einsichtnahme in den vorliegen-
den Bescheid auf der nachsten Sitzung des Sonderausschusses zu ermoglichen ist.

6. Der Sonderausschuss hat die/den Betreffende/n innerhalb von vier Wochen nach der
Erstinformation durch die Vorsitzende anzuhéren. Dabei kann die/der Betreffende Ent-
lastungsgriinde nachweisen, Erklarungen abgeben und sich von einer Person ihres/Sei-
nes Vertrauens begleiten lassen.

7. Der Ausschuss hat Uber vorliegende Ergebnisse Stillschweigen zu wahren. Die Empfeh-
lung wird lediglich im nicht 6ffentlichen Teil der Stadtverordnetenversammlung behan-
delt.



8. Folgt ein Stadtverordneter der Empfehlung zur Mandatsniederlegung, wird diese Ent-
scheidung ohne Nennung von Grunden in der darauffolgenden StVV bekannt gegeben.
Der Sonderausschuss sowie alle anderen mit dem Vorgang betrauten Personen bleiben
an das Schweigegebot gebunden.

9. Mitarbeiter/innen des Biros der StVV, die durch Schreiben von Protokollen, Briefen etc.
Einblick in die Verhandlungen des Gremiums bzw. Kenntnis von dessen Beschliissen
erlangen kénnen, werden durch die Vorsitzende zum Stillschweigen schriftlich verpflich-
tet. Diese Verpflichtungserklarung ist dem Leiter / der Leiteruin des Gremiums zu Uber-
geben.

Abstimmungsergebnis:

mit Stimmenmehrheit angenommen,
bei 3 Gegenstimmen

und zahlreichen Stimmenthaltungen.

Der Stadtverordnete Stephan, Fraktion PDS, hat bei der Abstimmung der DS 03/SVV/0862 mit
»Nein“ gestimmt.



	Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung Frau Müller

